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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Territorialfragen

Obwohl die politischen Aufgaben unbestrittenermassen immer komplexer werden und
vor allem die kleinen Kantone manchmal an die Grenzen ihrer
Problemlösungskapazitäten stossen, sieht eine Mehrheit des Nationalrats noch keinen
Grund, die bestehenden Kantonsstrukturen durch neue, grössere politische Einheiten
(Regionen) zu ersetzen. Ein Postulat Jutzet (sp, FR) (98.3402), das vom Bundesrat
entsprechende Vorschläge verlangt hatte, fand zwar bei der Linken Unterstützung,
wurde jedoch auf Antrag des Bundesrats mit 62:49 Stimmen abgelehnt. Die
Landesregierung machte in ihrer Begründung nicht nur auf die noch ausbaubaren
Instrumente überkantonaler Zusammenarbeit aufmerksam, sondern vertrat auch den
Standpunkt, dass die Initiative zu einer derart eingreifenden Reform nicht vom Bund,
sondern von den Kantonen aus kommen müsste.
Die Idee einer Ersetzung der Kantone durch grossräumigere politische Einheiten fand
insbesondere bei den Grünen Anklang. Das vom Parteivorstand propagierte Projekt,
dazu noch 1999 eine Volksinitiative zu lancieren, wurde allerdings von der Parteibasis
nur lauwarm begrüsst. Die Delegiertenversammlung unterstützte die Idee zwar
grundsätzlich, war aber für ein langsameres Vorgehen. Sie beschloss, das Thema vorerst
von einer bereits bestehenden parteiinternen Arbeitsgruppe begutachten zu lassen. Im
Nationalrat reichte die grüne Fraktion eine parlamentarische Initiative für die
Ersetzung der Kantone durch sechs bis zwölf Grossregionen ein.
Etwas konkreter wurden derartige Bestrebungen in der Westschweiz. Die im Vorjahr
angekündigte kantonale Volksinitiative für eine Fusion der Kantone Genf und Waadt
wurde vorerst in der Waadt lanciert und mit rund 13'500 Unterschriften eingereicht. In
Genf soll die Unterschriftensammlung im Frühjahr 2000 stattfinden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.1999
HANS HIRTER

1) AB NR, 1999, S. 669; NZZ, 8.5.99; 20.1.99; NLZ, 11.1.99; Blick, 1.2.99; BaZ 22.3.99; TA, 22.3.99; LT, 19.1.99; 24h, 21.1.99;
20.4.99: 20.5.99; 16.6.99 ; Verhandl. B. vers., 1999, IV S.38 ff.
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